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offenbar nur ein vorübergehen-
des Phänomen ist, sei keine zeit-
liche Befristung der Kürzungs-
maßnahmen vorgesehen oder
Festschreibung, dass die Son-
derzahlungen künftig an linea-
ren Anpassungen regelmäßig
teilnehmen. 
Für den dbb beamtenbund und
tarifunion und die GDBA gilt es
im anstehenden parlamentari-
schen Gesetzgebungsverfahren
zu verhindern, dass nunmehr
versucht wird, die erst im Juli
2003 beschlossene Besoldungs-
anpassung für das Jahr 2004 zu
unterlaufen und neue Benach-

D as Chaos in Deutschland
ist perfekt. Täglich kom-
men neue Vorschläge von

der Bundesregierung, den Lan-
desregierungen, den Abgeord-
neten und den Parteien, wie die
desolaten Finanzen in Bund
und Ländern wieder in Ord-
nung gebracht werden sollen.
Und als Gipfel der Dreistigkeit
versucht man auch noch, den
staunenden Bürgern die Spar-
vorschläge als zukunftsweisen-
de Reformen zu verkaufen. 

Zielgruppe der geplanten Spar-
orgie sind vor allem Beamte,
Versorgungsempfänger, Rent-
ner, Kranke, Arbeitslose und
Sozialhilfeempfänger – also
Bevölkerungsgruppen, die sich
gegen Sparmaßnahmen aus
unterschiedlichen Gründen
nur schwer wehren können.

Besonders brachial gehen
Bund und Länder mit den Be-
amten und den Versorgungs-
empfängern um. Trotz aller Zu-
sagen will die Politik ihnen mit
einem beispiellosen Wort-
bruch große Teile des Weih-
nachtsgeldes und das komplet-
te Urlaubsgeld streichen. So-
ziale Gerechtigkeit spielt bei
den Planungen offenbar über-
haupt keine Rolle mehr. So
werden durch die Streichung
des Urlaubsgeldes Geringver-
diener deutlich höher belastet
als Besserverdienende – man
bedient sich einfach da, wo es
am einfachsten ist.

Eine zusätzliche Belastung
kommt noch durch die Kür-
zung der Pendlerpauschale
hinzu. Und jungen Familien
wird durch den Wegfall der Ei-
genheimzulage die Möglich-

keit genommen, durch Schaf-
fung von Eigentum für ihr Alter
vorzusorgen. Da ist es kein
Trost, dass durch die so genann-
te Steuerreform ein paar Euro in
die Taschen der Bürger zurück-
fließen – die Zeche zahlen
auch hier wieder die, die es sich
am wenigsten leisten können.

Auch wenn sie dies behauptet,
hat die Bundesregierung keine
wirklichen Konzepte zur
Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit. Durch eine Neuorganisa-
tion der Bundesanstalt für Ar-
beit werden bestimmt keine
neuen Arbeitsplätze geschaf-
fen, genauso wenig wie durch
die Abschaffung der Arbeitslo-
senhilfe. Und ein schlüssiges
Gesamtkonzept, das alle Be-
völkerungsgruppen gleicher-
maßen belasten würde, hat of-
fenbar niemand. Stattdessen
sind es allemal die sozial
Schwachen, die den maroden
Haushalt sanieren sollen – eine
eigenartige Vorstellung von So-
lidargemeinschaft.

Durch ganz besonders bizarre
Einfälle ist dabei der Bundesmi-
nister Trittin hervorgetreten.

Nach dem Flop mit dem Do-
senpfand will er die Finanzpro-
bleme des Staates jetzt durch
die Abschaffung des Berufsbe-
amtentums und die Einbezie-
hung der Beamten in eine so
genannte Bürgerversicherung
lösen. Geschätzte Mehrkosten
für den Steuerzahler: rund 
17 000 000 000 Euro. Aber das
interessiert Herrn Trittin offen-
sichtlich nicht. Wichtiger ist
ihm, dass er mit seinen unaus-
gegorenen Vorstellungen öf-
fentliches Aufsehen erregt.
Überhaupt sagt es viel über die
Arbeit unserer Abgeordneten,
dass große Teile der Diskussion
über die Sparmaßnahmen
außerhalb des Parlaments ge-
führt werden – offenbar geht es
hier nicht um eine ernsthafte
Diskussion der anstehenden
Probleme, sondern nur darum,
dass die Politiker sich selbst
produzieren. Wen wundert da
noch die Politikverdrossenheit
der Bürger, die sich in einer oft
katastrophal niedrigen Wahl-
beteiligung äußert.
Die Verkehrsgewerkschaft 
GDBA und der dbb beamten-
bund und tarifunion werden
wie viele andere Organisatio-
nen alles versuchen, einseitige,
unsoziale Sparmaßnahmen zu
vermeiden. Die Betroffenen
müssen solidarisch in Gewerk-
schaften und Verbänden zu-
sammenstehen, und den Volks-
vertretern klarmachen, dass sie
den jetzt eingeschlagenen Weg
nicht mitgehen. Die Politik
muss der Bevölkerung eine un-
geschminkte Bilanz auf den
Tisch legen. Nur dann können
akzeptable Auswege aus der
Krise gefunden werden.

wicklung sichergestellt. 
Der Hinweis des Bundesinnen-
ministeriums auf die Entwick-
lung der Einkommen in der ge-
werblichen Wirtschaft geht fehl.
Dort wurden Einkommensver-
besserungen zwischen 2,6 und
6,1 Prozent realisiert. Der Ver-
gleich der Entwicklung der Ein-
kommensverhältnisse darf sich
nicht allein auf die gewerbliche
Wirtschaft beschränken, son-
dern muss auch den öffentli-
chen Dienst einbeziehen. Dort
erfolgen trotz Kündigung ent-
sprechender Tarifverträge bis
2004 ungekürzte Sonderzah-
lungen. Beamte und Versor-
gungsempfänger müssen sich
zudem hintergangen fühlen,
wenn die neuen Sonderzahlun-
gen angesichts von Kürzungen
in einem Umfang von minde-
stens 30 Prozent an Leistungen
anknüpfen sollen. 

Deutliche Korrekturen 
gefordert
Der dbb lehnte die beabsichtig-
ten Kürzungen auch deshalb ab,
weil dafür kein sachlicher
Grund erkennbar ist. Die Erzie-
lung von Haushaltseinsparun-
gen wird nämlich allgemein als
nicht als ausreichend angese-
hen. Wenn sich die Sonderzah-
lungen für Aktive und Versor-
gungsempfänger unterschied-
lich entwickeln, liegt darin auch
ein Verstoß gegen den Gleich-
klang von Besoldung und Ver-
sorgung. Nicht einzusehen ist,
weshalb eine Änderung der Be-
zugsgröße (bisher Monats-,
künftig durchschnittlicher Jah-
resbezug) vorgenommen wer-
den soll.
Der dbb, der den Gesetzentwurf
insgesamt ablehnte, hat vor 
den anstehenden parlamentari-
schen Beratungen an die Fürsor-
gepflicht der Dienstherrn appel-
liert und eine soziale Ausgewo-
genheit sowie weitere erhebli-
che Korrekturen gefordert. Die
unteren Einkommensgruppen
wären hinsichtlich des Umfangs
der Einschränkungen von Son-
derzahlungen besonders hart
betroffen. Es fehlen auch abfe-
dernde Übergangsregelungen,
vor allem für Versorgungsemp-
fänger, die als Folge der Versor-
gungsreform durch weitere Kür-
zungsmaßnahmen überpropor-
tional betroffen sind. Obwohl
die angespannte Haushaltslage
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